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12 Datenübermittlung an Standesämter
12.1 Ausgangssituation und Ziel
Die Daten für die Beurkundung von Geburten und Sterbefällen werden dem Standesamt durch Anzeigen von Institutionen (im weiteren Sinne) übermittelt, ; die Daten für die Beurkundung der Eheschließung und der Begründung einer Lebenspartnerschaft durch Anmeldungen der Beteiligten. Mit der Anforderung zur Ausstellung von Urkunden wendet sich der Bürger mit Identifikationsdaten und Suchdaten an das Standesamt.
12.1.1 Voranzeigen
Krankenhäuser und andere Einrichtungen, in denen Kinder geboren werden und Menschen sterben, sind zur schriftlichen Anzeige der Geburt und des Sterbefalls verpflichtet (§§ 18, 20, 28, 30 PStG). Eine Verpflichtung zur elektronischen Anzeige besteht nichtObwohl die Anzeige nicht elektronisch erfolgen muss, besteht gleichwohl ein Interesse an der möglichst medienbruchfreien Weitergabe bereits einmal erhobener Daten für die weitere Verarbeitung, hier der Beurkundung in den Personenstandsregistern.
Da nicht damit zu rechnen ist, dass die Erfordernisse für elektronische Anzeigen mit qualifizierter elektronischer Signatur mittelfristig erfüllt werden können, und außerdem bis auf Weiteres Nachweise und Unterlagen (§§ 33 und 38 PStV) im Original vorzulegen sind, bietet sich die Voranzeige als pragmatische Lösung an, mit der Daten nur in eine Vorgangsbearbeitung übermittelt werden, als pragmatische Lösung an.
Die Besonderheit der gleichzeitigen (elektronischen Vor-)anzeige Anzeige von Sterbefällen durch das Krankenhaus und den Bestatter wird hier nicht betrachtet.
Die Krankenhäuser und Bestatter hätten den Vorteil, durch ein solches Eingabeverfahren die elektronische Voranzeige und die schriftliche Anzeige in einem Arbeitsgang erstellen zu können. Der Mehrwert für das Standesamt liegt in der Übernahme von Daten, die anderenfalls manuell eingegeben werden müssten.
12.1.2 Voranmeldung
Mit der elektronischen Voranmeldung der Eheschließung übermitteln die Eheschließenden dem für die Anmeldung zuständigen Standesamt die für die Prüfung der Ehevoraussetzungen und die spätere Beurkundung erforderlichen Daten. Damit können Fragen im Vorfeld geklärt und der Prozess der Anmeldung vereinfacht und verkürzt werden.

12.1.3 Anforderung von Urkunden
Welche Personenstandsurkunden das Standesamt aus den Personenstandsregistern ausstellt, bestimmt § 55 PStG. Wer zur Anforderung von Personenstandsurkunden aus den Personenstandsregistern berechtigt ist, regelt § 62 PStG.
Auf welchem Weg der Bürger (der in der Regel die Urkunde anfordert) die Urkunde anfordert, ist nicht geregelt. Wenn die technischen Voraussetzungen vorliegen, können Urkunden vom Bürger auch elektronisch angefordert werden. Auf welchem Weg der Bürger die Urkunde erhält, ist nicht geregelt. Sie werden dann in der Regel mit der Post verschickt.
Der Mehrwert liegt auf Seiten des Der Bürgers Bürger kann somit in der Einsparung von Zeiten und WegenWege einsparen, . Für das auf Seiten des Standesamts ist eine die spürbare Arbeitseinsparung damit verbundenbesonders spürbar, wenn der Eintrag elektronisch geführt wird und somit der Suchaufwand minimiert wird. Geht es umVorteile ergeben sich auch bei der Ausstellung aus Alteinträgen, liegt der Vorteil für das Standesamt darin, dass der Bürger nicht seine Sprechzeit nicht in Anspruch nimmtnehmen muss.
12.1.4 Nutzung von Portalen
Der Bund und die Länder planen, die zum Teil bereits existierenden Portallösungen von Bund, Ländern und Kommunen in eine Portalverbund zu vernetzen und auf diese Weise den Bürgern und anderen Stellen außerhalb der öffentlichen Verwaltung einen möglichst einfachen elektronischen Zugang zu Verwaltungsdienstleistungen zu ermöglichen. Dabei sollen auch wichtige Funktionen, wie Authentisierung und Behördenadressierung bereitgestellt werden. Die Eingabeverfahren für die Voranzeigen, die Voranmeldungen und die Urkundenanforderungen sind in den Portalen der Länder und Kommunen zu realisieren.
Der Leistungsumfang und die Umsetzung der Verfahren, die von den Portalen angeboten werden, ist nicht Gegenstand von XPersonenstand. Es geht hier nur um die Weitergabe der Daten aus dem Eingabeverfahren des Portals als XPS-Nachricht an das Standesamt. Dabei wird die in der Innenverwaltung übliche Transportinfrastruktur verwendet.
Die sich daraus ergebenen Anforderungen sind wie folgt zusammenzufassen:
Das Eingabeverfahren stellt die Eingabemasken bereit,
erzeugt ein druckbares Dokument für die schriftliche Anzeige und
die XPS-Nachrichten (081010 ff.).
Der Versand der Nachrichten erfolgt über eine gesicherte Transportinfrastruktur (zum Beispiel OSCI-Transport)
Die Rückverweisung von Nachrichten wegen Unvollständigkeit oder Unzuständigkeit ist wegen der Vorläufigkeit der Voranzeigen und Voranmeldungen nicht vorgesehen.
12.1.5 Perspektivische Überlegungen
Es ist vorstellbar, dass die Fachverfahren der Anzeigenden (Krankenhäuser und Bestatter) direkt XPS-Nachrichten erzeugen und an das zuständige Standesamt senden. Zurzeit besteht diese Möglichkeit jedoch nicht, weil sie keinen Zugang zum DVDV haben, das der öffentlichen Verwaltung vorbehalten ist.
12.1.5 Perspektivische Überlegungen
[Vorhandener Text]
Auf der Basis der elektronischen Voranzeige des Bestatters (auch im Falle des § 29 Abs. 2 PStG) wird die Beurkundung des Sterbefalls im Standesamt vorbereitet. Liegen die schriftliche Anzeige des Bestatters und die von ihm beigebrachten Nachweise und Unterlagen vor, kann die Beurkundung vorgenommen werden, sofern der Sterbefall nicht in einem Krankenhaus eingetreten ist.
In diesem Fall sind die Einrichtungen zur schriftlichen Anzeige verpflichtet (§ 30 i.V. mit § 20 PStG). Auch für diese Anzeigen sind Voranzeigen über Portale vorgesehen. Erhält das Standesamt sowohl vom Bestatter als auch vom Krankenhaus eine Voranzeige, muss es die Daten vor der Beurkundung abgleichen.
Der Prozess der Beurkundung eines Sterbefalls auf Grund einer elektronischen Voranzeige über ein Eingabeverfahren (Portal) und anschließender schriftlicher Anzeige ist in Abbildung 12.2 dargestellt.
12.2  Übersicht über den Ablauf
12.2.1 Schriftliche Anzeigen von Geburten und Sterbefällen
12.2.1.1 Voranzeige einer Geburt
Der Prozess der Anzeige einer Geburt beginnt mit der Aufnahme der Daten über die Mutter, die sich zur Entbindung in einem Krankenhaus oder einer entsprechenden Einrichtung eingefunden hat. Diese Einrichtungen sind zur schriftlichen Anzeige verpflichtet, die die Unterschrift des jeweiligen Leiters voraussetzt.
Zur Optimierung des Prozesses der Anzeige der Geburt beim Standesamt wird die elektronische Voranzeige ermöglicht, die über ein Eingabeverfahren in einem Portal die XPS-Nachricht 081010 sowie eine schriftliche Anzeige mit allen für die Anzeige erforderlichen Angaben erzeugt und die Voranzeige über die übliche Transport-Infrastruktur an das zuständige Standesamt verschickt. Die schriftliche und unterschriebene Geburtsanzeige wird mit den erforderlichen Unterlagen und Nachweisen auf konventionellem Weg (zum Beispiel per Boten) dem Standesamt zugeleitet.
Die Zuständigkeit ist eindeutig: für ein Krankenhaus kann immer nur ein Standesamt zuständig sein.
Auf der Grundlage der Voranzeige wird die Beurkundung vorbereitet. Bereits zu diesem Zeitpunkt kann bei Rückfragen Kontakt mit den Eltern aufgenommen werden. Wenn die schriftliche Anzeige und die Unterlagen und Nachweise vorliegen und positiv geprüft werden konnten, kann die Beurkundung vorgenommen werden. Bei Rückfragen ist gegebenenfalls Kontakt mit den Eltern aufzunehmen.
Der Prozess ist in der Abbildung 12.1 illustriert.
12.2.1.1 Voranzeige eines Sterbefalls
Der Prozess der Anzeige eines Sterbefalls beginnt mit der Aufnahme der Daten über den Sterbefall, der dem Standesamt angezeigt wird. Die Anzeige erfolgt bei Sterbefällen in Krankenhäusern, Alten- und Pflegeheimen und ähnlichen Einrichtungen schriftlich durch den Träger der Einrichtung (§ 30 i. V. m. § 20 PStG). Daneben erfolgt zusätzlich in diesen Fällen zusätzlich auch eine Sterbefallanzeige durch das von den Hinterbliebenen beauftragte Bestattungsunternehmen. Auch diese Anzeige kann schriftlich erfolgen, wenn das Bestattungsunternehmen bei einer Handwerkskammer oder Industrie- und Handelskammer registriert ist (§ 29 Abs. 2 PStG).
Zur Optimierung des Prozesses der Anzeige des Sterbefalls beim Standesamt wird die elektronische Voranzeige ermöglicht, die über ein Eingabeverfahren in einem Portal die XPS-Nachricht 084010 sowie eine schriftliche Anzeige mit allen für die Anzeige erforderlichen Angaben erzeugt und die Voranzeige über die übliche Transport-Infrastruktur an das zuständige Standesamt verschickt. Die schriftliche und unterschriebene Sterbefallanzeige wird mit den erforderlichen Unterlagen und Nachweisen auf konventionellem Weg (zum Beispiel per Boten) dem Standesamt zugeleitet.
Die Zuständigkeit ist eindeutig: für ein Krankenhaus oder eine ähnliche Einrichtung kann immer nur ein Standesamt zuständig sein.
Auf der Grundlage der Voranzeige wird die Beurkundung vorbereitet. Bereits zu diesem Zeitpunkt kann bei Rückfragen Kontakt mit dem Bestatter oder den Hinterbliebenen aufgenommen werden. Erhält das Standesamt sowohl vom Bestatter als auch vom Krankenhaus eine Voranzeige, muss es die Daten vor der Beurkundung abgleichen. Wenn die schriftliche Anzeige und die Unterlagen und Nachweise vorliegen und positiv geprüft werden konnten, kann die Beurkundung vorgenommen werden. Bei Rückfragen ist gegebenenfalls Kontakt mit dem Bestatter oder den Hinterbliebenen aufzunehmen.
Der Prozess ist in der Abbildung 12.2 illustriert.
12.2.2 Voranmeldung einer Eheschließung oder Begründung einer Lebenspartnerschaft
Der Prozess der Voranmeldung einer Eheschließung oder Begründung einer Lebenspartnerschaft beginnt mit der Aufnahme der erforderlichen Daten der Anmeldenden in einem Eingabeverfahren. Das Eingabeverfahren erzeugt eine entsprechende Personenstand-Nachricht (Nachricht 082020 für Voranmeldung der Eheschließung, bzw. Nachricht für die Voranmeldung der Begründung einer Lebenspartnerschaft) und verschickt diese über die in der Innenverwaltung übliche Transport-Infrastruktur an das zuständige Standesamt.
Dieses prüft die eingegangenen Daten und kann auf dieser Basis die Anmeldung vorbereiten. In Vorbereitung der Anmeldung nimmt das Standesamt Kontakt mit den Anmeldenden auf, um offene Fragen zu klären beziehungsweise den Termin für die Anmeldung zu vereinbaren. Die Kontaktaufnahme erfolgt auf herkömmlichem Weg (bspw. Telefon oder EMail). Elektronische Personenenstand-Nachrichten sind nicht vorgesehen.
Zur Anmeldung müssen die Anmeldenden weiterhin persönlich vorsprechen und die erforderlichen Unterlagen beibringen. [Vorhandener Text]
12.2.3 Urkundenanforderung
Der Prozess der Urkundenanforderung beginnt mit der Aufnahme der erforderlichen Daten durch die anfordernde Person in einem Eingabeverfahren. Das Eingabeverfahren erzeugt eine entsprechende XPersonenstand-Nachricht(Nachricht 081030 für eine Urkunde aus dem Geburtsregister, Nachricht 082030 für eine aus dem Eheregister, Nachricht 083030 für eine aus dem Lebenspartnerschaftsregister oder Nachricht 084030 für eine aus dem Sterberegister) und übermittelt diese über die in der Innenverwaltung übliche Transport-Infrastruktur an das zuständig Standesamt.
Dieses gleicht die Daten der Anforderung mit denen im jeweiligen Registereintrag ab (Plausibiltätsprüfung). Bei Übereinstimmung stellt es die gewünschte Anzahl von Urkunden aus und versendet diese auf dem Postweg an die durch die anfordernde Person in der Urkundenanforderung angegebene Anschrift. Sollten sich Abweichungen der Daten oder weitere Fragen ergeben, nimmt das Standesamt für die Klärung Kontakt zur anfordernden Person auf konventionellem Wege (bspw. Telefon oder EMail) auf.
Die Begleichung der Gebühren für die angeforderten Urkunden ist nicht Gegenstand der Spezifikation XPersonenstand. [Vorhandener Text]
12.3 Übersicht über die Nachrichten
[Vorhandener Text]
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